
13 K 3980/11 

des Herrn 

VERWALTUNGSGERICHT KÖLN 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

Verkündet am. 26. Apnl 2012 
He1nen 
Verwa ltungsgerichtsbeschäft1gte 
als Urkundsbeamtin der 
Geschäftsstelle 

In dem verwaltungsgerichtlichen Ver'ahren 

Klägers. 

Proze ssbev ollmä chtigte r: 
Redhtsanwallt Torsten Kellermann, Pfalzburger Straße 8, 20207 Bremen. 
Gz.: TK/1109/10, 

gegen 

die Bundesrepublik Deutschland , vert reten durch den Präsidenten der Bundespolizeid i­
rektion St. Augustin , Bundesgre'izschutzstraße 100 , 53757 Sankt Augustin , 
Gz.: S B31 -1 1 021 O-P-65/ 1 0. 

Beklagte. 
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wegen Ausreiseuntersagung nach dem Passgesetz 

hat die 13. Kammer aufgrund der mündlichen Verhandlung 

vom 26. April 2012 

durch 

die Richterin am Verwaltungsgericht 
die Richterin am Verwaltungsgericht 
den Richter 

Ost als Vorsitzende , 

Wagner, 
Dr. Eberhard , 
Schön und 
Spenrath 

den ehrenamtlichen Richter 
den ehrenamtlichen Richter 

für Recht erkannt: 

Es wird festgestellt , dass die Ausreiseuntersagung der Bun­
despolize idirektion Sankt Augustin vom 20. Oktober 2010 
rechtswidrig gewesen ist. 

Die Kosten des Verfahrens werden der Beklagten auferlegt. 

Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar. 
Die Beklagte darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung 
in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils beizutreibenden 
Betrages abwenden, soweit nicht der Kläger vor der Vollstre­
ckung Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils beizutrei­
benden Betrages leistet. 

Tatbestand 

Der Kläger ist Anhanger des SV Werder Bremen. Er gehört nach eigenem Bekunden zu 

derjenigen Gruppe von Fußballfans, die sich selbst als „Ultras" bezeichnen. In dieser 
Eigenschaft steht der Kläger seit längerer Zeit unter ständiger polizeilicher Beobachtung 
durch sogenannte szenekundige Bea mte der Bremer Polizei. 

Am 20. Oktober 2010 befand sich der Kläger mit weiteren Werder-Fans in einem Rei­
sebus, der in Richtung Enschede unterwegs war. In Enschede fand an diesem Abend 
ein Champions-League-Spiel zwischen Werder Bremen und Twente Enschede statt. 

Der Kläger war im Besitz eines Vouchers, den er in Enschede gegen eine Eintrittskarte 
hätte umtauschen können. 



- 3 -

Vor dem Grrenzübergang in Gronau auf der Bundesstraße 54 hielten Beamte der Bun­
despolizei dein !Re isebus, in dem sich der Kläger befand, an und !<ontrolllerteh die Per~ 
sonalausweise der Reisenden. Im Zuge dieser Überprüfungen stellten die Beamten 
fest, dass zum Kläger sowie zu drei weiteren Persone1n Eintragungen in der Date~ „Ge­
walttäter S[port" vorlagen. Oie Eintragungen zum Kläger betrafen zwei Ausschreibun= 
gen. Die erste .Ausschreibung, die die B1undespolizeidirelktiön Hannover ve1ranlasst hat­
te, betrat einen Vorifa~~ vom 23. Mal 2009. Neben deir Eintragung „Landfriedensbruch 
unter Gewaltanwendung" ware1n ein bundesweit wirksames Stadionverbot sowie eine 
Albmahnung der IDeutschen Bahn AG vermerkt. Die zweite, von der Polizeiinspektion 
Gottingen veranlasste Ausschreibiung betraf einen Vorfall , der sidh im Januar 2010 zu­
getrag·en hatte. Der entsprechende Vermerk lautet·e: „Tatverdacht zur Sachbeschädi1-
gung/Graffiti in Göttingen im Rahmen der Busameise .zum Spiel Eintracht Fran1kfurt SV 

Werden Bremen." 

Die ausschreibenden .Behörden wurden !kontaktiert und um weiteren Sachvortrag gebe­
ten. Darüber hinaus wuirde mit dem Fankontalktbeamten der ßundespoli.zeiinspektion 
Brennen Rudksprache gehalten. Dieser teilte mit. dass der Kläger als Rädelsführer in 
der Ultraszene bekannt sei. Nachdem die Beamten der BundespDlizei dem Kläger 
e1röffnet halten, dass eine Ausreise wohl nicht möglich sei, kam es zu einem Telefonat 
zwischen einem szenekundigen Beamtte:n der Bremer IPolilei und dem Einsatzleiter der 
Bundespolizei Nach einem Abgleich der Autokennzeichen teilte der szehekundige !Be­
amte der Bremer Polizei mit, dass der Reisebus, In dem der Kläger unterwegs war, bei 
der Bremer Pollizei nicht angemel,det worden war, so dass e1r zu den Reisenden keine 

Angaben machen könne" 

Schließlich erließen ·die Be.amten de1r Bundes:pollizei gegenüber dem Kläger eine für das 

Köniigreich der Niederlande geltende und bis zum 20, Oktober 2010, 24 Uhr befristete 
Ausireiseuntersagung. Diese stützten sie 1im Wesentlichen auf folgende Punkte: Der 
Kläger reise in Begleitung einer Gruppe. in der sich drei weitere Personen befänden, z1u 
denen Erkenntnisse a[ls Gewalttäter Sport vorlägen. Der Kläger sei im Jahr 201 o an­
lässlich eines Fußballspiels wegen Sachbesd.hädigung In Erscheinung getreten. Weiter­
hin sei er wegen Landfriedensbrruch unter Gewaltanwendung festgestellt worden. Unter 
Bezug•nahme a0uf diese Ausschreitungen sei durch die Behörden der Stadt Hannover 
gegen den Kläger e1r1n bundesweites Stadionveribot verlhäingt worden. Der Kläge1r sei als 
Rrädelsführer in der Bremer Ultraszene bekannt.. Zum Zeitpunkt der Kontrolle habe sich 
der Kl.äger unkooperativ verhallten und sei nicht alkoholisi.er~ gewese1n. Es sei zu ge­
wichten . dass bei Spielen der Fußball Champions Lea·gue durch die Zusammenrottung 
gewaltbereiter Personen das IEstkalationsris~ko immens gest·eige1rt we1rde. 

Der Kläger hat .am 12 . Juli 2011 Klage gegen die Ausreiseunter.sagung erhoben, zu de­
ren IBe:gründuing er im Wesentlichen ausführt : Diie Ausneiseuntersagung verstor:!>e gegen 
den Schengener Gr·enzkodex, weijl es sich der Sache nach um eine unerlaubte Grenz-
1kontro~ le gehandelt habe . Hinsichtlich des konkreten Fußballspiels iin Enschede hätten 
keine Erkenntnisse vorgelegen, dass mit gewalttätigen Ausschreitungen deutscher Hoo-
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Hgans zu rechnen gewesen sei. Es hätten auch ~eine Tatsachen vorgelegen , die nahe 
gele9t häUen, dass sich der Kläger an solchen Aiusschreitungen beteiligen würde. Der 
Kläger stehe seit mehreren J>ahren aufgrund seiner Zugehörigkeit zu den Bremer Ultras 
unter ständiger polizeilidher Beobachtung durch die szenekutndigen Beamten, so dass 
durch diese eine 1realitätsn.ahe Einschätzung der persönlichen Entwicl<lumg hinsichWch 
des Kl.agers habe erfolgen können. Insoweit sei der Bekla9ten auch mitgeteilt worden, 
dass vom Kläger k·eine Gefährdung ausgehe. Die Elnschätzung des s:zenekundigen 
Beamten. der sich bereits am Spiellort be'funden habe, sei nicht e ingeholt und ·daher 

nich1 in die E1rmessensentscheidung ei:ngeflossen. 
„Erhebliche" Bela1nge der Bundesrepublik Deutschlaind seien betroffen, wenn die Bege­

hung schwerer Sitrafftatern drohe, die auch von ihrem Gewiicht her der Gefährdung der 
inneren und äUßere1n Sicherheit der Bundesrepublik nahe kännen. Dies sei gegeben bei 
Gewalttaten, die nicht nur individue!le Rechtsgoter der Beteiligten, sondern darüber hi­
naus auch die alllgemeine Sicherheit oder 1den öflfentlichen Frieden beeinträchtigen. 
rnes setze in der Regel voraus, dass sie mehr oder weniger organ1isiert in Gruppen oder 
aus Gruppen heraus begangen werden und ein solches Ausmaß erreichten, dass sie 
von der Polizei nicht ohne weiteres unterbunden werden könnten" Die Edding~ 

Schmierereien, die die Beklagte hiier heranziehe, seien daher für eine Gefahrenpri0gno­

se ungeeignet. Der Vorfall, der zu denn - im Übrigen ·eingestellten - Ermittlungsverfah­
ren wegen Landfriedensbruchs geführt habe, liege l:änger als zwölf Monate zurüclk und 
sei nicht mehr verwertbar. Nicht nachvollziehbatr sei die Begründung, dass sich der Klä­
ger runkooper.ati v verhalten habe und nicht alkohol1isiert gewesen sei. Es dränge sich der 
Verdacht auf. dass keine Einzelfallprognose angestellt worden sei , sondern dass viel­
m~hr vorformul~ erte Textbausteine verwendet wo.rden seien. Oije Beklagte ziehe sonst 
als Indiz fülr Gewaltbereitschaft den Umstand heran, dass der Betroffe lile nicht im Bes itz 
einer Eintrittskarte sei. Dass der Kläger hier im Besitz eines V:ouchers gewesen sei, den 

er gegen eine Eintrittskarte umtauschen durfte, lasse die Beklagte außen vor. Das ge­
gen den K'fäger aus9esproth ,erH~ bundesweite Stadiohverbot gelte gerade nicht für das 
Königreich ·der Niederlande und sei daher irrelevant. 

Der Kläg·er beantragt, 

~estzusteUe 111 , dass die Ausreiseunteirsag1ung der Bundespolizeidirektlon 
Sankt Augustin vom 20. Oktober 2010 rechtswidrig gewesen ist 

Die IBeklagte beahtragt, 

die Klage abzuweisen. 

Sie trägt zur Begründ.urig im Wesentli-chero vor: Die „Gefährdung e1rheb~iclher Belange 
der Bundesrepublik Deutschland" betreffe 1n icht nur gewalttätige Ausschreitungen von 
Hooligans. V~elmehr bezwec!ke cJ'as Gesetz die Bekämpfung des Rowdytums im Zu-
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sammenhang mit internationalen Sportveranstaltrungen. Gestützt auf die Erfahrungen 
bei dem vora1ngegangen,en Aufeinandertreffen beider Fußballvereine habe die Beklagte 
mit Ausschreitungen irm Rahmen der Begegnung am 20. Oktolber 20·10 rechnen müs­
sen. Auch hätten hirnreichende Anhaltspunfkte vorgelegen. die die Annahme gerechtfer­
tigt hätten, dass sich der Kläger an gewalttätigen Ause inandersetzungen betei ligen 
würde. Nach den GrU!ndsätzen der Anscheinsgefahr habe der handelnde Beamte mit 
Bliclk auf die ihm tatsächlich zur Verfügung slehendeh Informationen vom Vorliege n ei­
ner Gefahr ausgehen können. Die Einstellung ·des Strafverfahrens wegen Landfrie­

densbruchs durch das Amtsgericht Bremen sei dem handelnden Beamten nicht bekannt 
gewes·en u1nd habe daher nicht in die Prognose einfüeßen können. Dem Kläger sei darin 
beizupflichten , dass sich die Progn,öse auif a1<tuelle Vorikomm111isse stützen müsse. Im 
Einzelfall könne aber aiuch auf weiter zurückliegende Vorkommnisse zurückgegriffen 
werden. In einem solc'hen Fall müsse geprüft: werden , ob eine Gefährdungslage beste ~ 

he. Zwar liege die Ausschreibung wege1n La.ndfriedensbru·chs länger als zwölf Monate 
zurück. Allerdings sei der Kl<äger seitdem nicht u1nauffälllg gebllieben 1 sondern laut der 
Datei .„Gewalttäterr Sport" der Sachbeschädiguing im Vorfeld eines Fußballlspieles ver­
dächtig . Soweit der K1äger vortrage, dass hinsichtlich der Sachbeschädigung kein Tat­
verdacht gegeben sei .. so sei darauf hinzuweisen, dass diese Einschätzung dem ermit­
telnden Beannten der !Polizeiinspektion Göttingen oibliege . Der über dite Ausreiseunter­
sagung am 20. Oktober 2010 entscheidende !Beamte habe seiner Gefahrenprognose 
lediglich die Eintragungen in der Da~ei sowie den Bericht der kontaktierten Behorde zu­
grunde legen können. Schlie!ßlkh sei zu berücksichtigen, dass lbei drei weiteren Perso­
nen Eürnt1ragungen in der Datei Gewalttäter Sport festgestellt worden seien. 

Das Gericht hat 'ih der tnündlicheh Verhandlung den Einsatzleiter der Bundespolizei, 

Herrn POK - · info1rmator'isch befragt. Hinsichtlich des Ergebnisses wird auf die 
Sitzungsniederschrift verwiesen. 

In Bezug auf den weiteren Sach- 1und Streitstand wird !Bezug genommen auf den weite­
ren lnhallt der Gernchtsaklten dieses Ve1rfahrens sowie des Verfahrens 13 K 7871/10 und 
a1uf den in diesem Verfahren (13 K 7871 /10) beigezogenen Verwaltungsvorgang der 
Beklagten . 

Entscheid 1ungsgründe 

Die Klage ist zullässi,g und begründet. 

D1ie K'lage ist als Fortsetzungsfeststellungskiage in analoger Anwend l!lng von § 113 

Abs. 1 S. 4 VerNaltungsgerichtsrnrdnung (VwGO) zulässig. Oie angefochtene Ausreis­
untersagung hat siclh mit Ablauf des 20. Oktober 201 O und damit vor Eintritt der Be­
standslkräft erledi:gt. Dem Kläger kann ein berechtigltes Interesse an der !begehrten 
Feststellung de:r Rechtswidriglkeit de1r Ausreiseuntersagung nicht albgesprochen werden. 
Zum e,inen bedeutet diie Ausreiseuntersagung einen nicht unerheblichen Eingriff in die 
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grundreohtlich geschützte Ausre isefreiheit, so dass es dem Kläger aus 1rechtsstaatlichen 
Gründen nicht verwehrt werden kann, gerichtlichen Rechtsschutz in Anspruch zu neh­
men. Zum ,anderen Hegt der En:tscheidung die Anrnahme zu Grunde, der Kläger werde 
sich im Ausland an gewalttätigen Ausschr,eitungen beteiligen. Der iKläger kann daher 
auch ein Rehabilitationsinteresse geltend machen. Und schließlich ist eine Wiederho­

lungsgefahr nicht ,gänzlich auszuschließen. 

Vgl. zu einer vergleichbaren Konstellation etwa Verwaltungsge­
richtshof Baden-Württermberg (VGH Mannheim), Urteil vom 7. De­
zember 2004 - 1 S 221810:3 - VerwaltungslbläUer Bade:n­
Württemberg (VBIBW) 2005, 231 ff. 

Die Klage ist auch begründet. Die Ausreiseuntersagung ist rechtswidrig gewesen. § 113 

Albs. 1 S. 4 VwGO analog. 

RecMsgriundlage der Verfügung 1ist § 1 O Abs. 1 S. 2 des Passgesetzes (PassG) vom 
19, April 1986 (BGBI. 1 S. 537), ,d~rs zul,etzt durclh Artikel 4 Abs. 2 des Gesetzes vom 30. 

Juli 2009 (BGBI. 1 S. 2439) geändert worde:n ist. 

rne formellen Vornussetzungen sind zwar zunächst gewahrt. !insbesondere hat die 
sachlich und örtlich zuständige Behörde gehandelt Sachlich zuständig fürr den Erlass 
der .Ausreiseuntersagung sind gemäß § 1 O Abs. 1 S. 2 PassG die für die polizeiliche 

Kontrolle des gre:nzüberschreitendein Verkehrs zusfändiigen Behörden. Dies sind die 
Bundespolizeldirefktionen , wie sich aus § 1 Abs. 1 der Verordnung über die Zuständig­

lkeit der Bundespolizeilbehörden (BPolZV) vonn 22. Februar 2008 (BGBL 1 S. 250) in der 
seinerzeit gültigen Fass'Ung ergilbt. Denn danach sind die Bundespolizeidirektionen 
sachlich zuständig für die Wahnnehmung der der Bundespolizei obliegenden Aufgaben 
nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Bundespolizei (!Bundespolizeigesetz - BIPolG) 
vom 19. Oktoberr 1994 (BGIBI. 1 S. 2978) in der sei1neir2eit geltenden Fassung. Zu diesen 
Aufgaben gehört gemäß§ 2 Abs. 1 BP.olG auch der Grenzschutz, der gemäß'§ 2 Abs. 2 
S. 1 Nr. 2 BPolG die polizeiliche Kontrolle des grenzüberschneitenden Verkehrs um­
fasst Die örtliche Zuständigkeit der Bundespoliizeid1rektion Sankt Augustin ergibt sich 
aus§ 2 Abs. 1 Nr. 3 BPolZV. 

Jedoch lagen im vorliegenden Fall die materiell-rechtlichen Voraussetzungen für das 
Ausreiseverbot nicht vor. Nach § 10 Abs. 1 S. 2 PassG können die für die polizeiliche 
Kontirolle des grenzüberschireitenden Verkerhrs zuständigen Behörden ein~m Deutschen 
die Ausreis.e in das .Ausland unte.rsagen, wenn Tatsachen die .Annahme r.echtfertigen, 
·dass bei ihm di·e Voiraussetz:ungen nach § 7 Abs. 1 PassG vorliegen . Nach § 7 Abs, 1 
Nr. 1 PassG flst der Pass zu versagen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme be­
gründen, dass de1r Passbewerber die unnere oder äußere Sicherheit oder sonstige er­
hebla.ctile Bela nge deir Bundesrepublik Deutschland gefährdet. Diese Bestimmung 
schränkt die Ausreisefreiheiif, die als Ausfluss der allgemeinen Handlungsfreiheiit durch 
Art. 2 Abs. 1 GG geschützt ist, in zufössiger Weise als Bestandteil! der verfassungsmä­
ßigen Ordnung ein. 
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Bundesverfassungsgericht (BVerrfG), Urteil vom 16. Januär 1957, 
1 Bv R 253/56 („ E i'fes-Urte il"), E ntsche ld unge n des Burndesverfä s~ 
surngsgerichts (BVerfGE) 6, :32 ff. 

Aus der Begründung de1r angefochtenen Verfügung ergibt sich, dass die Beklagte das 

Aiusreiseverbot auf die dritte der in § 7 Abs. 1 Nr. 1 PassG genännten Alternativen, 
nämlich ·auf die Gefährdung sonstiger erneblicner Belange der Bundesrepublik Deutsch­

land. stüttt 

Oie Frage .. ob uind mit welchem Gewicht durch die Anwesenheit „eines deutschen 
Staats·angehörigern in einem anderen Land Belange der Bundesrepublik Deutschland 

gefährdet werden, ist uneingeschränkt gerichtlich überprüfbar. Unter sonst1igen erhebl i= 

chein Belangen der ISundesrepublik Deutschl·and irn Sinne des§ 7 Abs. 1 Nr. 1 PassG 
sind solche l1nteressen zu vers\ehe1n, die dein beiden anderen Tatbestandsmerkmalen 
des § 7 Abs. 1 Nr. 1 PassG (innere oder auß.er,e Sicherheit) iin ihrer Gewichtigkeit zwar 
nicht gleichstehelll. aber jedenfalls nah'e kommen. 

BVerfG, Urteil vom 16. Januar 1957 - 1 BvlR 253/56 ~ (.Elfes­
Urteil"), a.a.O.; Bwndesverwaltuingsgericht (BVerv.,iG), UrteUI vom 
29. August 1968 - 1 C 67.67 - Oie Öftientliche Verwaltung (DÖV) 
Hl69, 74:; BV,erwG1 Beschluss vom 17. September 1998 - 1 B 
28/98 - Btichhol~ 402.00 § 7 PaßG Nr. 1. 

Als eine Gefährdung erheblicher Belange der Bundesrepublik Deutschland im Sinne 
des § 7 Abs. 1 Nr. ~ PassG können Uht@r besonderen Umständen auch Handlungen 
gewertet werden, die geeignet sind , dem internationalen Ansehen Deutschlands z:u 
schaden. 

BVerwG, Urteil vom 29. August 1968- 1C67.67- a.a.O. 

Spreche1n bestimmte Tatsachen dafür, dass von einem 'Deutschen bei seinem Auf­
enthalt im Ausland derartige hlandliungen zu befürchten sind, so rechtfertigt dies als 

Vorsorgemaßnahme gegenüber einer solchen Gefahir deh Erlass eines Ausreisever~ 
bots, die Beschränkung des Geltungsbereichs eines Passes bzw. eines Personalaus­
weises oder den Erlass einer Meldeauflage. 

BVerwG, Urteil vom 25. Jula 2007 - '6 C 39/06 - Entscheidungen 
des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwGE) 129, 142 ff.: VGH 
Mannheim, Beschluss vom 18. Ma i 1994 - 1 S 667/94 - Deutsch~ 
es VerwaltungstJlatt (DVBI.) 1995„ 360; Beschlluss vom 7. Juni 
1995 - 1 S 3530194 - !Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht -
Rechtsprechuingsreport (NVwZ-RR) 1996, 420; Beschluss vom 14. 
JJuni 2000 - 1 S 1271 /00 - Neue Juristisclhe Wcchensclhrift (NJW) 
2000., 3658; Urteil vom 7. Oe2~rnber 2004 - 1 S 2218/03 -VBIBW 
2005, 231 ff. ; Oberverwaltungsgericht der Fireien Hansestadt Bre­
men {OVG Bremen). Beschluss vom 28. Juni 2000 - 1 B 240/0C -
Zeitsch1rift für Öffentlic!hes Recht in Norddeutschländ (NordÖR) 
2001, 107. 
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Dije frn vorllege1nden Fall vön den vor Ort handelnden Bearnt·en der beklagten Bundes­
polizei g·etronene Gefahreinpro·gnose setzt srich im Kern aus zwei Elementen zusam~ 
men: Zum einen wird festgestelltt, dass bei Fußballspielen der Champions-League durch 
die Zusammenrottung gewaltbe1reite1r Personen das Eskalationsrisikö immens gesteigert 
werde. Diese Einschätzung ist im Prinzip nicht zu beanstanden, Jedenfalls seit den 
schweren Ausschreitungen in Frankreich anlässlich der Fußballweltmeisterschaft 1998, 
bei denen ein französfischer !Polizist von deutschen Hooligans schwer verletzt worden 
ist, dürfen die deutschen Belhörden zu Recht davon ausgeh·en, dass das gewalttätige 
Aiurtireten deutscher Hooligans oder sonstiger gewaltbere1iteir Fußballfans irn Ausland 
das internationale Ansehen der Bundesrepublik Deutschland schädigt. 

Verwaltungsgericht (VG) Stuttgart, Urteil vom 17. Aus:rust 2009 -
11 K 237 /09 - juris-Rn. 19. 

In der angegiriffenen Verfügung sind jedoch nicht in hinreichendem Maße sollche konk­
reten Tatsachen benannt, die die Annahme rechtfertigen, dass sich der Kläger aus An­
lass des am 20. Oktober 2010 stattfindenden Fußballspiels r;wischen Twente Enschede 

und Werder Bremen an solchen, das iintemafionale Ansehen der Bundesrepublfk 
Oeutschlland schädigenden Ausschreitungen beteiligen würde. Unter Anwendung der 
Grundsätze zllt sog. ,;Anscheinsgefahr" 

vgll. ·etwa VGH Mannheim, Urteil vom 7. Dezember 2004 - 1 S 
2218/03 -VBIBW 2005, 231 ff. ; VG Stuttgart. Urteil vom 17. Au­
gust 2009 - 1 ~ K 237/09 - juris-Rn. 20. 

ist hie1rbei ~ntscheidend, olb der handelnde Beamte aus der ex~ante=Sicht mit Blick auf 
die ilhrn tatsä,chlich zur Verfügung stehenden Informationen aufgrund hinreichender An­
haltspunkte vom Vorliegen einer Gefährdung ausgehen konnte und diese Prognose 
dem Urteil eines fähigen, besonnenen und sachkundigen Amtswal~ers entspricht. 

VGH Ma·nnhelrrt, Urteil y,on; 22. Juli 2004 - 1 S 410i03 ~ NJW 
2005., 88; Urteil vom 1 O. Mai 1990 = 5 S 1842/89 - DVBI. 1990, 
1047 ff.; VG Stuttgart, Urteil vom 17. August 2009 - 11 K 237/09 -
juris-Rn. 20; VG Minden, Urteil vom 13. Mai 2004 - 9 K 1857102 -
juris-Rn. 31. 

Bei dieser Bewertung ijst freilich zu berücksichtigen, dass die zur Gefahrenabwehr beru­
fe1nen Behörden die legitijme Aufgabe präventiven Rechtsgüterschutzes letztlich nur ef­
fektiv erfüllen kon1nen, wenn sie unter Umständen auch aiuf unsicherer Tatsaohengrun d­
lage einschreiten . \Jm zu vermeiden, dass ein im Rahmen diese1r Aufgabe als Dienst~ 
pflicht auferlegtes Handeln in die Illegalität gedrängt wird, ist ibei der Beurteilung der 
G·efähr allein auf die Erkenn'tnlsmöglichkeiten des konkret handelnden Beamten zum 
Zeitpunkt äes Einschreitens abzustellen. 

BVerwG, Urteil V·Om 26. Februar 1974 -1 C 31.72 - BVerwGE 45, 
51 . 
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Aber seiast bei Anwenduing dieser Gnmdsätz1e erwe~st sich die angefochtene Ausreise= 
untersagung als rechtswidrig. Der Beamte der beklagten Bundespollz,eidirektion durfte 
auf de1r Gruhdlage der ihm zu Verfügung stehenden lnform-atiönen bei pflichtgemäßem 
Hähdein nicht davon ausgeheh, dass im Falle aes Kilägers bestiirnrmte Tatsachen die 
Aninahrne einer 'Gefährdung irfl Sinne des§ 7 Abs. 1 Nr. 1, 3. Alt. PassG begründeten. 

Der streitgegenständliche Bescheid stellt ausweislich seiner Begründung a1uf folgendes 
:ab: 

.J .. ] Bei elne.r fähndUJngsmäßige1n Überprüfung wurde festgestellt. 
dass sie berreH irn Zusammenhang mit Fußballspielen durch Ge­
wält gegen Personen oder Sachen in Erscheirrung getreten sind, 

Sie r·eisten ijn Begleitung einer Reisegruppe, b~stehernd aus 38 
Personen der Bremer Ultra Szene . In dieser Griuppe befanden 
sich 3 weitere Personen. zu denen Ertkenntnisse als Gewalttäter 
Sport bekannt sind. 

Nach A1uslkunft der PI Göttingen sind sie im Jahr 2010 anlässlich 
eines Fußballspi"els zwiscihen !Frankfurt und Bremen wegen Sach­
beschädigungen in E1rscheinung getreten. Im Rahmen der Busan­
reise zum Spiel sind siie wegen Sachbeschädigung in Göttingen 
aufgefallern. Werterrhin sind sie wegen Landfriedensbruch unter 
Gewaltanwendung festgesteHt worden, 

Unter Bezugnahme auf dliese Ausschreitungein wurden dutch die 
Behörden der Stadt Hannover gegen sie ein bundesweites Stadi­
onverbot verhängt Dieses Stadionverbot ist nach Rücksprache 
mit der erlassenden B·ehörde nach wie vor wirrksam, Weiterhin 
sind sie als Rädels'führer der Bremer Ultraszene bekannt. 

Zum Zeitpunkt der Kontrnlllle verh1ielten sie sich unkooperat1iv [ ... ]. 

[ ... ]" 

Soweit die Verfüg1ung auf d~e Ausschreibung wegen „Landfriedensbruchs u:nter Gewalt~ 
anwendung" ge·stutzt w ird, trägt dries die Ausreiseun~ersagung nicht Diese1r Ausschrei­
buing liegt ei~ Vorrfall vom 23. 'Mai 2009 zugrunde , der keine hiinreichende Aktualität 

mehr aufweist. Mit Blick auf dein aus den Gesetzgebungsmatenialien erkennbaren Wil­
len des Gesetzgebers 

(vgll. BT-Drs. 14/2726. S. 6: Es müssen -ratsachen vorhiegen. „die 
auf e1ine Gefä hrlichlke1t des Betroffenen schliießen lasse1n und auf­
grund derer darn1it zu rechnen ist. dass er bei dern bevorstehenden 
Anlass erneut '.gewalttäti,g wird") 

sowie in A nsehung des mit einer Ausreise unt,ersagung verbundenen gravierenden Ein­
griffs in die grundrechtlich geschützte A1usreJsefreiheit zm Wahrung des rechtsstaatli~ 
chlen Grundsatzes der Verlhäfü'i'isnnä1ßigk,ert ist ab.er zu fordern , dass die in § 7 Abs. 1 
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Nr. ~ PassG vorausgesetzte Gefährdungslage hinreichende Aktualität aufweist. Jeden~ 
faJls im Regelfall bedarf es deshalb der IF~st:stellung von Vorfällen (auch) .aus jüngerer 

Zeit, um die Gefährdungsprognose zu begründen. Dies schließt es nicht <aus, im Einzel­
fall auch auf zeitrnch weiter zurückliegende Vorfälle zurückzugreifen. In einem solchen 
Fall mus's jedoch unter BerücksichNgung aller Urns~ände des Einzelfalls sorgfältig ge~ 
prüf1t werden, ob die herangezogene Tatsache im Z·eit:punkt der Entsdheidung über die 
Ausreiseuntersagun:g noch so schwer wiegt, dass die An1na!hme einer hinreichend konk­
reten Gefährdungslage weiterhin gerechtfertigt ist. 

VGH Mannheim, Urteil vom 7. De.zembeir 2004 - 1 s 2218/03 -
VBIB'W 2005, 231 ff.; VG Stuttgart, Urteil vom 17. August 2009 -
11 K 237/ö9- juris-Rn. 37. 

Dafür fehlt es vorliegend an hinreichenden Anhaltspurnkten. Insbesondere die Aus= 

Schreibung von Ja11ua1r 201 O wegen Sachbeschädigung konnte dem Kläger im Rahtne1n 
der Prognose niclht .zum N,achteil gereichen. Denn diese Geschehnisse llassen für sich 
betrachtet nicht auf eine Beteiligung des Klägers an gewalttätigen Ausschreitungen 
schließen , da es zu keiner Gewaltanwendung kam . Von Graffiti~Schm~er·ereien ist nicht 
darauf schließen, dass sich der Kläger auch mach mehr als einem Jahr mit hinreichen­
der Si,cherihelt wieder an Ma.ssenschlagereien 'bet@iHgen wird. Entsprechend@s gilt für 
den von der Beklagten herangezogenen Umstand, dass gegen den Kläger ein bundes­

weit wirksames Stadio1nverbot verhängt worden sei. Denn diese „Sanktioin" wurde gera­
de wegen des Vorfalls vonn 23. Mai 2009 ausgesprochen und weist ~n Bezug auf die 
anzustellende Gefahrenprognose !keinen eigenständigen Gehalt auf. 

Nicht tragfähig ist ferner der Hinweis darauf, dass der ~läger in einer Reisegruppe un­
te1rwegs gewesen sei, in der sich drei weitere Personen mit Eintragungen in der Datei 
„Gewa1lttater .Sport" be funden hätten. Dies ergibt sich bereits aus dem Umstand. dass 

jedenfalls zwei Personen d~e Weitenreise gestattet worden war, Käme es für die Gefah­
renprognose entscheideind darauf an, olb sich der Betreffende in Be;gleitung weiterer 
p,ersone1n befindet zu denen Eintrragungen in der Datei „Gewalttäter Sport'' vorhanden 
sind, hätte konsequenterweise allen vier Personen die Ausreise untersagt we'rden müs­
sen. 

Sch[l1ießlich vernnag euch die Einschätzung, beim Kläger handele es sich um einen „Rä­
delsführer"· der Bremer Ultrasz.ene, die von den handelnden Beamten der beklagten 
Bundespolizeri angestellte Gefahrenprognose nlcht zu stützen. Unklar ist bereits, was 
konkret unter dem Begriff des „Rädelsführers" zu verstehen ist. Darüber hinaus ist we­
der aus der angegtiffernen Verfügung noch sonst erkennbar, welches konkrete Verhal­
ten die Belklagte zu dieser Einschätzung veranlasst hat. Dementsprechend ist auch 
nicht erkennbar, ob die Verhalt·ensweisen, die den Kläger nach Einschätzung der Be­
klag1te111 :zu ei1nem „Rädelsführer" machen. überhaupt :geeignet wären, die im Ralhmen 
des § 1 o Abs. 1 S. 2 f>assG anzustellende Gefahrenprognose, der Kläger werde sich 
mit hinreichender Sücheriheit im Auslarnd an gewalttätigen Ausschreitungen beteiligen, 
zu stützen. 
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Die Ausführungen des Einsatzleiters der beklagten Bundespolizei , die er in der mündli­
chen Verhandlung im Rahmen ·der irnformatorischen Befragung gemacht hat, führen zu 
keiner and'eren Einschätzung. Nach den Angaben des Einsatzleiters hat sich der Kläger 
;zwar vehement, letztlich aber nur verbal gegen die [polizeilichen Maßnahmen zur Wehr 
gesetzt. Auch ij:st aer Kläger den Anweisungen der Bundespolizei am Ende nachge­
kommen. Die Schilderungen de:s Einsätz1eiters offenbaren jedenfalls kein Verhalten des 
Klägers, das im Rahmen der hier anzustellenden Gefahrenprognose erheblich gewesen 

wäre. 

Nach allem lagen auch aUJs ex-arnte-Sicht keine !hinreichenden Anhaltspunkte vor, die 
auf eine Vöi1 der Person 1des Klägers ausgelhenden Gefährdung erheblicher Belange der 
Bundesrepllblik Deu~schlland schließen lassen konnten. 

Die Kostenentscheidung folgt aus§ 154 Abs. 1 VwGO. Die Ent.scheidung über die vor­
läufi.ge Vollstreckbarkeit beruht auf§ 167 VwGO, §§ 708 Nr. 11, 711 der Zivilprozess­
ordnung (ZIPO). 

Anlass, die 1Berufung zuzulassen, bestand nicht, §§ 124 a Abs. 1 S. 1, 124 Abs, 2 
VwGO. 

IR:echtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil steht den Be~eiligten die Berufung an das ObeNerwaltungsgericht 
für das Land !Nordrtrein-WesUalen zu , wenn sie von diesem zrugelassen wird. Dle Beru­
fung ist nur zuzulassen, wenn 

1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen, 

2. die Rechtssach·e besondere tatsächli·Che oder reclhtliche Schwierigkeiten auf­
weist, 

3. dle Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat. 

4. das Urteil vorn einer Entscheidung des Oberver\Nalturngsgerichts, des Bundes­

verwal1tungsgeri·ch1s. des Genneinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des 
Bundes oder des Bundesverfassungs.gerichts abweicht und aiuf dieser Abwei= 
chung beruht oder 

5. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel ge-
ltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entsoheidung beruhen kann. 

Drie Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils bei 
dem Verwalt1ungS;gericht Kölrn, Appellhofplatz, 50667 Köln, schriftlich zu beantragen. 
Der Antrag auf Zula:ssung der Beruftung muss das a1ngefochtene Urteil bezeichnen. Die 

Gründe. aus deinen die Berufung zugelassen werden soll, sind innerhalb von zwei Mo­
naten mach Zuste~lung des vollständigen Urteils darzulegen. Die Begründung ist schrift­
lich oder in elekt1ronischer F,orrn nach Maßgabe der Verordnung über den elektroni-
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sehen Re,chtsve1rkehr bei den Verwaltungsgerich'tein und den Finanzgerichten im lande 
Nordrhein-Westfalen - ERVVO VG/FG - vom 1. Dezember 2010 (GV. NRW. S. 647) bei 
dem Oberverwaltl!lingsgericht für das !Land Nordrhein~Westfalen , Aegidiikirc!hplatz 5, 
48143 Münster einzureichen, soweit sie nicht bere~ts mit dem Antrag vorgelegt worden 
ist. 

Vo1r dem Oberverwaltungsgericht und bei Prozesshandllungen, durch d1ie ein Ve1rfa!hren 
vor dem Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird, muss sich ~eder Beteiligte durch einen 
Prozessbevollmächtigten vertreten lassen. Als Prozessbevollmächtigte sind Rechtsan­
walte oder Rechtslehrer an einer staatlichen otle1r staatlich aner1kanntern !Hochschule 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines a1nder,en Vertragsstaates des Ab­
kommens über den Europälschen Wirtsclhaftsraum oder der Schweiz. dle die Befähi­

gung zum Richteramt besit~·en; für Behörden iund juristische Personen des öffenitlichen 
Rechlts auch eigene Beschäftigte oder Beschäfti.gte anderer Behörden oder juristischer 
Personen des öffentlichen Rechl:s mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Darüber 
hinaus sind die in § 67 Abs. 4 der Verwaltiungsgericlhtsordlnung im übrigen bezeichneten 
ihnen kraft Gesetzes '.gleichgestellten Personen zugelassen . 

Die Antragsschrift sollte dreifach eingereicht werden. 

Ost Wagner 

Ohne Mitwinlmng der ehrenamtlichen Richter ergeht ferner folgende1r 

Beschlil.J:ss 

Deif Wert des Streitgegenstandes wird auf 

5.000,00 € 

festgesetzt. 

Gründe 

Dr. Eberhard 

Der festgesetzte Streitwert entspricht dem ,gesetzlichen Auffangstreiqwert im Zeitpunkt 
der K~age,erlhebung (§ 52 Abs. 2 GKG). 
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R e c h t s m i t 1t e 1 lb e 1 e lh 1r u n g 

Gegen diesen Beschluss kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle bei dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, Be­
schwerde eingelegt wer·den. 

Dle Beschwerde ist 1innerhalb von sechs Monaten, nachdem die IEnts·cheidung in der 
Haiuptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat. einzu­
legen . lst der :Streitw·ert s:päte1r als ·einern Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt wor­
äen, ·so kann sie noch Innerhalb eines Monats nach Zustellung oder förmloser Mitteilung 
des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. 

Oie Beschwerrae ist nur zul:assig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 

200 Euro übersteigt. 

Ost Wagner Dr. Eberhard 




